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Amtliches NerkSlliiignngsklatt für dt« Amtsbezirk Dnrlach.
Nr ^ 16 ^ Donnerstag Ven 2 . März 1*16 .

Sonder -Ausgabe .

Bekanntmachungen .
er, I. 1 ./3 . 16. K .R .A.

Belauulmachuug. betreffend Vestavdserhebung und
Beschlagnahme von Chemikalien und ihre

Behandlung.
Vom 1. Mär » 1S18.

Nachstehende Bekanntmachung wird hiermit auf Ersuchen desKöniglichen Krtegsministeriums mit dem Bemerken zur allgemeinenKenntnis gebracht , daß jede Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften ,betreffend BcstanSserhebung und Lagerbuchführung auf Grund derBekanntmachung über Vorratserhcbungen vom 2 . Februar 1915(Reichs -Gesetzbl . S . 54) in Verbindung mit den Bekanntmachungenvom 8. September 1915 (Reichs -Gesetzbl . S . 549) und vom 24. Ok¬tober 1915 (Reichs -Gesetzbl . S . 684) *) , und jede Zuwiderhandlunggegen die Beschlagnahmeverordnung auf Grund der Bekanntmachungüber die Sicherstellung von Kriegsbedarf vom 24. Juni 1915 (Neichs -Gesetzbl . S . 357) in Verbindung mit den Ergänzungs -Bekannt¬machungen vom 9 . Oktober 1915 (Reichs - Gesetzbl . S . 645) und 25 . No¬vember 1915 sReichs -Gcsetzbl . S . 778) ** ) bestraft wird , soweit nichtnach allgemeinen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind .
8 1.

Inkrafttreten der Verordnung .
») Die Verordnung tritt m,it Beginn - es I . März 191« in Kraftund ersetzt die Verordnung Cl>. I . 1 ./8. 15 K .N .A ., betreffendBestandserhebung und Beschlagnahme von Chemikalien undihre Behandlung , vom 1 . August 1916.b ) Für die im 8 3 Absatz 6 beschlagnahmten Gegenstände tretenMeldepflicht und Beschlagnahme erst mit dem Empfang oder- er Einlagerung der Ware in Kraft .

8 2.
Bo « der Verordnung betroffene Gegenstände .

Von dieser Verordnung werden sämtliche Vorräte der in deruntenstehenden Uebersichtstafel aufgeführten Stoffgattungen undStoffartea ( einerlei , ob Vorräte einer , mehrerer oder sämtlicher Gat -tungen und Arten vorhanden sind ) betroffen , auch wenn sie nach derVerfügung LK. I . i . 8 . 15. K .R .A . frei waren .

Von der Verordnung betroffene Personen , Gesellschaften » sw.Von dieser Verordnung werden betroffen :») alle gewerblichen Unternehmer , Firmen oder Personen , inderen Betrieben die im 8 2 aufgeführten Gegenstände erzeugt ,gebraucht ober verarbeitet werden , soweit die Vorrätesich in ihrem Gewahrsam befinden , oder die solcheGegenstände aus Anlaß ihres Wirtschaftsvetriebes , ihresHandelsbetriebes oder sonst des Erwerbes wegen für sichoder für andere in Gewahrsam haben , oder bei denen sichsolche Gegenstände unter Zollaufsicht befinden ;
*> Wer vorsätzlich die Auskunft , zu der er auf Grund dieserVerordnung verpflichtet ist . nicht in der gesetzten Frist erteilt oder wis -ientlrch unrichtige oder unvollständige Angabenmacht , wird mir Gefängnis bis zu sechs Monaten oderm,t Geldstrafe bis zu zehntausend Mark bestraft, auchkönnen Verrate , die verschwiegen sind, im Urteil für dem Staateverfallen erklärt werben . Ebenso wird bestraft, wer vorsätz¬lich die vorgcschriebenen Lagerbüchcr einzurichtcii oder zu führen unter¬laßt .

Wer fahrlässig die Auskunft , zu der er aufGrund dieser Verordnung verpflichtet ist , nicht in dergeletzten Frist erteilt oder unrichtige oder unvollständigeAngaben macht, wird mit Geldstrafe bis zu dreitausendMark oder im Unvermögensfalle mit Gefängnis bis zu sechsMonaten bestraft . Ebenso wird bestraft, wer fahrlässig die borge-schriebenen Lagerbücher einzurichten oder zu führen unterläßt .**) Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe bis zuzehntausend Mark wird , sosern nicht nach allgemeinen Strafgesetzenhöhere Strafen verwirkt sindz bestraft :
1. . . . .
2 we -v unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand beiseiteschafft ,beschädigt oder zerstört , verwendet , verkauft oder kauft oder einanderes VeraußerungS - oder Erwerbsgeschäft über ihn abschließt .8 wer der 'Verpflichtung , die beschlagnahmten Gegenstände zu ver¬wahren und pfleglich zu behandeln , zuwiderbanoelt .4 . wer den nach 8 5 erlassenen Ansführungsbestiminnngen zuwider¬handelt .

b ) alle Kommunen , öffentlich - rechtlichen Körperschaften undVerbände , in Seren Betrieben solche Gegenstände erzeugt , ge¬braucht oder verarbeitet werden , oder die solche Gegenständein Gewahrsam haben , oder bei denen sie sich unter Zoll¬aufsicht befinden ; -c) Personen , welche zur Wiederveräußerung oder Verarbeitungdurch sie oder andere bestimmte Gegenstände der im 8 2 auf -
geftthrten Art in Gewahrsam genommen haben , auchwenn sic im übrigen kein Handelsgcwerbe betreiben ;6) alle Empfänger (der unter » bis c bezcichneten Art ) solche?
Gegenstände nach Empfang derselben , falls die Gegen¬stände sich am Meldetag auf dem Versand befinden und nichtbei einem der unter » bis c ausgeführtcn Unternehmer , Per¬sonen usw . in Gewahrsam oder unter Zollaufsicht gehaltenwerden ;

e) a u ch d i e j e n i g c n P e r s o » c n , G e s e l l s ch a f t e n uiw . ,deren Vorräte durch schriftliche Einzelne r -
fügnng beschlagnahmt worden sind . Die Einzelvcr -
sügunqen und die Verordnungen LK . I . 124/1 . 15. K .R .A . ,Cb I . I . /4. 15. K .R .A ., Ob. I. I ./6. 15. K .R .A . und cd . I.1 ./8 . 15. K .R .A . werden durch diese allgemeine und erwei¬terte Verordnung ersetzt .

Von der Verordnung betroffen sind hiernach insbesondere nach¬stehend aiifgeführte Betriebe und Personen :
gewerbliche Betriebe : Chemische Fabriken , Spreug -

stosfabriken und alle Betriebe » die Chemikalien Herstellenoder verarbeiten ;
Handelsbetriebe : Kaufleute , Lagerhalter , Spediteure ,Kommissionäre usw . ;
wirtschaftliche Betriebe : Landwirte usw .

Sind i » dem Bezirk der verordnenden Behörde neben der Haupi -stelle Zweigstellen vorhanden (Zweigfabriken , Filialen , Zwe >g°bnreaus . Nebengüter u . dgt .) , so ist die Hauptstelle zur Meldung undzur Durchführung der Bcschlagnahmebestimmungen auch für dieseZweigstellen verpflichtet . Die außerhalb des genannten Bezirks (inwelchem sich die Hauptstelle befindet ) ansässigen Zweigstellen geltenals selbständige Betriebe ; die in dem genannten Bezirk bclegenenHauptstcllen dürfen jedvch die Meldungen der außerhalb liegendenZweigstellen für diese miterstattr » .

8 4 .
Beschlagnahme .

Die von dieser Verordnung betroffenen Gegenstände (8 2) sindbeschlagnahmt . Ihre Verwendung darf nur in folgender Weise er¬folgen :
») Verkauf und Lieferung (Versand ) beschlagnahmter Beständeist ohne Erlaubnisschein gestattet mit Ausnahme der inSpalte der Uebersichtstafel angegebenen Fälle ; in diesenFällen ist der Erlaubnisschein vom Verkäufer bezw . Liefererzu beantragen .l>) Verarbeitung und Verbrauch beschlagnahmter Stoffe (einer¬lei , ob Re zur Herstellung von anderen beschlagnahmten vbcxnicht beschlagnahmten Stoffen dienen ) ist mit Ausna h m eder in der Uebersichtstafel unter 8 , L und v aufgeführtenFälle nur auf Grund von Erlaubnisscheinen gestattet ; Formund Inhalt der Erlaubnisscheine bestimmt die Kriegs - Roh -stosf-Abteilung des Königlich Preußischen Kriegsministeriums .Ist aus Grund eines Erlaubnisscheines ein beschlagnahmtesErzeugnis entstanden , so kann dieses mit Ausnahme der unterSpalte 8 , c und O der Uebersichtstafel aufgeführten Fällenur auf Grund eines weiteren Erlaubnisscheines verarbeitetoder verbraucht werden , es sei denn , daß der Erlaubnisscheineinen weitergehenden Verbrauch Vorsicht .Der Verarbeiter oder Verbraucher ist verpflichtet , bei un¬mittelbaren Aufträgen der deutschen Heeres - oder Marinr -behörden für die unter Spalte 8 der Uebersichtstafel genann¬ten Erzeugnisse einen schriftlichen Ausweis des unmittelba¬ren Auftrages als Beleg bei seinen Akten gemäß 8 6 aufzu¬bewahren . Bei mittelbaren Aufträgen ist er verpflichtet , vondem Besteller eine schriftliche Erklärung darüber einzuholen ,welcher unmittelbare Auftrag für die unter Spalte 8 derUebersichtstafel genannte « Erzengniffe vorliegt (Nummer .Datum , Gegeustand des Auftrages , bestellende Behörde ) . Auchdiese Erklärungen sind als Belege gemäß 8 « aufzubewahren .Die Kricgs -Rohstvff -Abteilung des Königlich PreußischenKriegsministeriums kann jederzeit jeden Verkauf , jede Lie¬ferung , jeden Versand ( Lagerwcchsel ) , sowie Verarbeitungbezw . Verbrauch , soweit nach dieser Verordnung ein Erlaub¬nisschein nicht erforderlich ist, verbieten .
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«1 Die nach 8 4s und d erforderlichen Anträge auf Ausfertigungvon Erlaubnisscheinen find bei der Kriegschemikalien Aktien¬
gesellschaft , Berlin s , Köthener Str . 1—4 bezw. bei deren
Vertrauensmännern für Verteilung freigegebener Chemika¬lien pünktlich u . in der Regel auf Sen von SerKrtegschemika -lien Aktiengesellschaft herausgegebenen Vordrucken einzuret -
chen . Die Erlaubnisscheine werden in der Regel für eine
Gültigkeitsdauer von zwei Monaten ausgestellt . Die An¬
träge müssen bis zum 8. des der Erlaubnisperiode voran¬
gehenden Monats Ser Kriegschemikalien Aktiengesellschaftbezw. Sen zuständigen Vertrauensmännern vorliegen .

Die Annahme von Anträgen , die nicht ordnungsmäßigfrankiert find , wird verweigert .
ä) Der nicht verbrauchte Teil der freigegebenen Mengen ver¬fällt mit Ablauf des letzten Gültigkeitstages , auf den derErlaubnisschein lautet , erneut der Beschlagnahme.

Handlungen gemäß den in der Anmerkung *j abgedruckten Bestimmmungen bestraft werden , sofern nicht nach den allgemeinen Straf¬gesetzen höhere Strafen angedroht sind .

8 1 .
Von der Bekanntmachung betroffene Gegenstände.

Von dieser Bekanntmachung betroffen werden
1. Eichenrinde,
2. Ftchtenrinde ,
8. Holz der zahmen Kastanie (soweit es zur Gerbst ossgewinnungdient ) , ganz oder zerkleinert .

8 2- .
8 8-

Meldepflicht .
Die von dieser Verordnung betroffenen Vorräte (8 2) sind spä¬testens bis zum 10. jedes Monats an die Kriegs-Rohstoff-Abteilungdes Königlich Preußischen Kriegsministeriums zu melden , soweit sienicht «ach Spalte k -er Ueberstchtstafel von der Meldepflicht befreitfi«- . Die Meldungen find jedoch nicht bei der Kriegs-Rohstoff-Ab-teilnng, sonder « bei - er Sriegschennkalie« Aktiengesellschaft, BerlinV 9, KSthener Str . 1—1, einznreiche « . Außerdem sind von den Fir¬men . denen besondere Fragebogen der Kriegs-Rohstoff-Abteilungvon - er Kriegschemikalien Aktiengesellschaft zugehen, die gestelltenFragen in der angegebenen Frist zu beantworten .Die Annahme von Meldungen , die nicht ordnungsmäßig fran¬kiert sind , wird verweigert .

Soweit die Kriegschemikalien Aktiengesellschaft nicht unaufgefor¬dert Meldescheine zustellt, find sie bei ihr einzufordern . Anfragen ,die das Mcldewesen beireffen , sind ausschließlich an die Kriegschemi¬kalien Aktiengesellschaft zu richten.
Eine Abschrift der Meldung ist von der meldenden Stelle zurück¬zubehalten , im Falle der Meldung durch die Hauptstclle (vergl . 8 3)sowohl von der Haupt - wie der Zweigstelle.Bei Verminderung der Vorräte unter die in Spalte der Ueber-sichtstafel angegebenen Mengen ist einmalige Anzeige am nächstfol¬genden Meldetermin einzureichen . Eine weitere Meldung ist dannso lange nicht erforderlich , als die Bestände nach Spalte der Ueber-sichtstafel von der Meldepflicht befreit sind . Die nicht der Melde¬pflicht unterliegenden Mengen bleiben gemäß Neversichtstafel be¬schlagnahmt.

8 6.

Lagerbnch «nd Belege.
Jeder von dieser Verordnung Betroffene (auch soweit er nachLpalte ? der Ucbersichtstafel von der Meldepflicht befreit ist) hat einLagerbuch einzurichten , aus dem jede Aenderung der Vvrratsmengeund ihre Verwendung ersichtlich sein mutz . Verbunden mit der La-gerbnchsührung ist eine Akteuhaltung einzurichten , in der die nach88 4 und 5 erforderlichen Belege und Abschriften der Meldungen leichtauffindbar aufzubewahrcn sind .
Zur Feststellung , ob die .Angaben richtig gemacht sind , werdenBeauftragt : der Polizei - und Militärbehörden die Vorratsräumeuntersuchen und die Bücher und Belege des zur Auskunft Verpflich¬teten prüfen ; sie sind befugt , zur Ermittelung richtiger Angaben Vor¬ratsräume , in denen Gegenstände zu vermuten sind , über welche dieAuskunft verlangt wird , zu untersuchen und die Bücher der zur Aus¬kunft Verpflichteten einzusehen .

Karlsruhe , den 1 . Mär - 1916.
Der kommandierende General :

Frhr . von Mantcuffel , General der Infanterie .

Höchstpreis .
Der Verkaufspreis für den Zentner (50 kg) darf höchstens be¬tragen bei :

1. Eichenrinde:
a) Glanzrinde erster Güte . « - .d) Rinde im Alter bis zu 25 Jahren . . . .
ö) Rinde im Alter von 25 bis zu 45 Jahren . .ä ) Rinde im Alter von mehr als 45 Jahren .

Gebündelt
13,00 Mark
11M
9.50 „
7,00 „

2. Fichtenrinde :
a) Gebirgsrinde , höchstenszu einem Drittel schuppig 9,50 „b) andere Rinde . . 7,50 „Für die Zerkleinerung der Rinde zu Lohe darfnicht mehr als eine Mark für den Zentner (50 Kg)berechnet werden . Mischen der Rinde oder der Lohevor Ablieferung an die verarbeitende Gerberei istnicht gestattet . .

Wird die Rinde auf dem Stamm verkauft , sodarf der Preis bei Hinzurechnung der notwendi¬gen Kosten für das Schälen und Bündeln denHöchstpreis nicht übersteigen .
Anmerkung : Der Höchstpreis versteht sichfür trockene , gesunde, nicht durch Feuchtigkeit undähnliche Einflüsse beschädigte Ware . Für Ware ge¬ringerer Güte mutz der Preis entsprechend niedrigersein bei Vermeidung der durch die Bekanntmachunggegen übermäßige Preistreiberei vom 23 . Juli 1915(Reichs-Gesetzbl . S . 467 ) in Verbindung mit der Be¬kanntmachung , betreffend Berichtigung und Ergän¬zung dieser Bekanntmachung vom 22 . August 1915( Reichs -Gesetzbl . S . 514 ) angcdrohtcu Strafen .

8. Holz der zahmen Kastanie 1,50 Mark
8 3.

Zahlungsbedingungen.
1 . Die Höchstpreise sind frei Abfuhrplatz am Gewuniungsort undfür Barzahlung bei Empfang berechnet.
2. Neben den Höchstpreisen dürfen angerechnet werden :

s) die Kosten der Verladung und Abfuhr , soweit sie notwendigsind und die ortsüblichen Sätze nicht übersteigen :b) die reinen Frachtkosten notwendiger Versendung mit derBahn oder aus dem Wasser;
o) Lagerkosten infolge Verwahrung der verkauften Ware , soweitsie vom ersten Tage des zweiten Monats nach Kaufabschlußan nachweislich entstanden sind ;
ä) Zinsverlnst bei Stundung des Kaufpreises . Ist der Kauf¬preis gestundet worden , so dürfen bis zu zwei vom HundertJahreszinsen über Reichsbankdiskont hinzugeschlagen werden .

Bekanntmachung
Nr . 6b . II 1/1 . 16. K . R . A .,

betreffend Höchstpreise für Eichenrinde , Aichkenrinde und ;ur Gerb-
sloffgewinnung geeignetes Saftanienhotz.

Vom 15. Februar 1916.

* ) Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zuzehntausend Mark wird bestraft :
1 . wer die festgesetzten Höchstpreise überschreitet;2 . wer einen anderen zum Abschluß eines Vertrages auffordert ,durch den die Höchstpreise überschritten werden oder sich zu einemsolchen Vertrag « erbietet :
8 . wer einen Gegenstand , der von einer Aufforderung ( 8 2, 3 desGesetzes , betreffend Höchstpreise ) betroffen ist , beiseiteschafft , be¬schädigt oder zerstört :

- 2 >ie nachstehende Bekanntmachung wird auf Grund des Ge¬setzes über den Belagerungszustand vom 4 . Juni 1851 , in Bayernaus Grund des Bayerischen Gesetzes über den Kriegszustand vom5. November 1912 in Verbindung mit der Allerhöchsten Verordnungvom 31 . Juli 1914, des Gesetzes, betreffend Höchstpreise , vom 4. Au¬gust 1911 (Reichs-Gesetzbl. S . 339) in der Fassung vom 17. Dezem¬ber 1914 (Reichs-Gesetzbl. S . 516) , der Bekanntmachungen über dieAenderung dieses Gesetzes vom 21 . Januar 1915 (Reichs-Gesetzbl.E . 2o) und vom 23. September 1915 (Reichs-Gesetzbl. S . 603) zurallgemeinen Kenntnis gebracht mit dem Bemerken , daß Znwider -

4. wer der .Aufforderung der zuständigen Behörde zum Verkauf vonGegenständen , für die Höchstpreise festgesetzt sind, nicht nach¬kommt ;
6. wer Vorräte an Gegenständen, für die Höchstpreise festgesetztstnd , den zuständigen Beamten gegenüber verheimlicht :6 wer den nach 8 5 des Gesetzes , betreffend Höchstpreise , erlassenenAusfuhrungsbestimmungen zuwiderhandelt.In den Fällen der Nummer 1 und 2 kann neben der Strafe äuge-ordnet werden , daß die Verurteilung auf Kosten des Schuldigen öffent¬lich bekanntznmachen ist ; auch kann neben Gefängnisstrafe auf Verlustder bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden.



^ . Andere, als die unter Ziffer 2 aufgeführten Kosten dürfen nur
insoweit angerechnet werden, als der Verkaufspreis bet ihrer
Hinzurechnung den Höchstpreis nicht überschreitet .

8 4-
Zurückhallen von Vorräten.

Bei Zurückhaltung von Vorräten ist sofortige Enteignung t«
gewärtigen , vorbehaltlich der dafür angedrohten Strafen .

8 5.
Inkrafttreten.

Diese Bekanntmachung tritt mit dem 1 . März ISIS in Kratz

Karlsruhe , 15. Februar ISIS .
Der kommandierende General.

Frhr . v. Mantenffel , General der Infanterie .

Höchstpreise kür Schweinefleisch u. Vurstwaren belr.
' Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 14. Februar ISIS ' zur

Regelung der Preise für Schlachtschweine und Schweinefleisch (Reichs -
Gesetzblatt S . 99 ) wird bestimmt:

Die Höchstpreise bei der Abgabe an den Verbraucher dürfen für ein
Pfund nicht überschreiten:

bei frischem (rohem) Schweinefleisch :
») für Rippenstücke (Kotelette) sowie Lendenstücke . -1,90 .«
d) für Schlegel, Bug und sonstige Bratenstücke . . . 1,70 .«
e ) für alles übrige Fleisch . 1 .50 .6

2 . wird das Fleisch nicht frisch ( roh ) verkauft , sondern gesalzen (ge¬
pökelt ) , so erhöhen sich vorstehende Preise um 20 Pfennig und.
falls das Fleisch geräuchert verkauft wird, um 40 Pfennig -,

3.

4 .

für frisches (rohes) Schweinefett . . . . 2,—

für ausgelassenes Schweinefett . . . , . 2,40 .«
für frischen Speck . 2,—

für geräucherten Speck . . 2,40 .«

(Frankfurter , Thüringer ) Leberwurst

b )
o)
ä )

e )
k ,

e )
I>)

für feine - - - - - -
( frisch ! . 2,20
für dieselbe , geräuchert . . . 2,40

gewöhnliche (abgebundcne) Leberwurst . . . 0,90
Blutwurst (Griebenwurst , auch abgebunden) . 0,90für

für
für
für
für
für

Schwartenmagen . 1,30 ^
denselben , geräuchert . 1,50
Schinken - (Lhoner- )wurst
gewöhnliche Flcischwurst

Wurst , Frankfurter Wurst)
für frische Bratwurst . .
für Landjäger . . . .

( abgebundenc Fleisch -
2 —

1,40
2 ,- -«
1,80 .«

6 . sür Schinken
a ) roh im ganzen . . 2,40 .6
b > roh im Aufschnitt (ohne Schwarte) . 3,—
e) gekocht im Ausschnitt ( ohne Schwarte ) . 3,20,6

- Diese Höchstpreise verstehen sich sür Waren bester Beschaffenheit.

Die Kommunalverbände und die Gemeinden sind befugt, niedrigere
Höchstpreise festzusetzen : soweit sic dies nicht tun , sind vorstehende Höchst¬
preise masjgehcnd .

Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in
Kraft .

Karlsruhe . den 27. Februar 1916.

Grotzh . Ministerium des Inner « .
von Bodman . Dr . Schühly.

Verfügung .
(Vom 15. Februar 1916 .)

Das Verbreite» vo» Druckfchrifte« betr.
Auf Grund des Z 9 b des Gesetzes vom 4.

Juni 1851 über den Belagerungszustand ver¬
biete ich für den Bereich des stellvertretende »
Generalkommandos deS XlV . Armeekorps
rechts des Rheins jede Verbreitung von
Druckschriften, die nicht entsprechend den Vor¬
schriften des § 6 des Gesetzes über die Presse
vom 7 . Mai 1874 den Namen und Wohnort
des Druckers und , soweit in dieser Gesetzes¬
bestimmung vorgeschrieben , den Namen und
Wohnort des Verlegers oder des Verfassers
oder Herausgebers , oder anstelle des Namens
des Druckers oder Verlegers die Angabe der
in das Handelsregister eingetragenen Firma
enthalten .

Wer dem Verbot zuwiderhandelt oder zur
Uebertretung auffordert oder anreizt , wird ,
wenn die bestehenden Gesetze keine höhere Frei¬
heitsstrafe bestimmen , mit Gefängnis bis zu
einem Jahre oder bei Vorliegen mildernder
Umstände mit Haft oder Geldstrafe bis zu
1500 Mk. bestraft .

Das Verbot tritt mit seiner Bekanntgabe
in Kraft .

Karlsruhe den 15. Februar 1916 .
Der stellvertretende kommandierende General ;

Freiherr voll Manteuffel ,
General der Infanterie .

Der in der vorstehend bekannt gegebenen
Verfügung angeführte 8 6 des Reichs -Presse¬
gesetzes hat folgenden Wortlaut :

„ Auf jeder im Geltungsbereich dieses Ge¬
setzes erscheinenden Druckschrift muß der Name
und Wohnort des Druckers und , wenn sie für
den Buchhandel oder sonst zur Verbreitung
bestimmt ist , der Name und Wohnort des
Verlegers , oder — beim Selbstvertriebe der
Druckschrift — des Verfassers oder Heraus¬
gebers genannt sein . Anstelle des NamenS
des Druckers oder Verlegers genügt die An¬
gabe der in das Handelsregister eingetragenen
Firma .

Ausgenommen von dieser Vorschrift sind
die nur zu den Zwecken des Gewerbes und
Verkehrs , deS häuslichen und geselligen Lebens
dienenden Druckschriften, als : Formulare ,
Preiszettel , Visitenkarten und dergleichen , so¬
wie Stimmzettel für öffentliche Wahlen , so¬
fern sie nichts weiter als Zweck , Zeit und
Ort der Wahl und die Bezeichnung der zu
wählenden Personen enthalten .

"
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